
Aktenzeichen: 4- AZR 1172/79
Bundesarbeitsgericht 4. Senat

I. Arbeitsgericht Nienburg

II. Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen

Urteil vom 29. September 1982
- 4 AZR 1172/79 _
Urteil vom 10. August 1976
- Ca 473/75 -
Urteil vom 8. August 1979 
- 6  (7) Sa 1349/76 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung eines "Materialkontrollmeisters"

Gesetz: BAT 1975 §§ 22, 25; Anlage la VergGr. VI b Fall­
gruppe 1 a.F., VergGr. V c Fallgruppe 1 b,
VergGr. V b Fallgruppen 1 a - c (Materialkontroll- 
meister in Nachschubdepot der Bundesluftwaffe)

Leitsätze: 1. Die "Materialkontrollmeister" der Bundeswehr­
verwaltung sind keine Meister im tariflichen 
Sinne. Für sie gelten die allgemeinen tarifli­
chen Tätigkeitsmerkmale für den Verwaltungs­
dienst.

2. Der Inhalt des Stellenplanes hat für die tarifli­
che Mindestvergütung der Angestellten der öffent­
lichen Verwaltung keine rechtliche Bedeutung.
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4 AZR 1172/79
6 (7) Sa 1349/76 Niedersachsen

Verkündet am 
29. September 1982 Im Namen des Volkes!
Haust,RegierungsoberSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrud der 
mündlichen Verhandlung vom 29- September 1982 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Peiler und Dr. 
Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Trautmann und Scheerer 
für Recht erkannt:

Auf die Anschlußrevision des Klägers wird das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
8. August 1979 - 6 (7) Sa 1349/76 - in der Kosten-
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entScheidung und insoweit aufgeho­
ben, als darin der Antrag des Klä­
gers auf Feststellung der Verpflich­
tung der Beklagten, an ihn ab 1. De­
zember 1975 Vergütung nach VergGr.
V c BAT nebst 4- v.H. Zinsen seit 
dem 23. Dezember 1975 zu zahlen, ab­
gewiesen worden ist.
Insoweit wird die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.
Die Revision der Beklagten sowie die 
weitergehende Anschlußrevision des 
Klägers werden zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

Tatbestand:

Der der Gewerkschaft ÖTV angehörende Kläger 
durchlief nach dem Besuch der Volksschule eine 
Dreherlehre, die er mit der Prüfungsnote "gut" 
beendete. Nach viermonatiger Tätigkeit als Dreher 
wurde er im Jahre 194-2 zur Kriegsmarine eingezogen. 
Dort wurde er im maschinentechnischen Dienst ein­
gesetzt. Nach Verwendung als Autoschlosser und Dre­
her trat der Kläger im Jahre 1958 in die Dienste 
der Verteidigungsverwaltung. Nach Dienstleistung 
als Kraftfahrer arbeitete er bei der Standortver- 
waltung D als Bürokraft. Seit dem 1. Juni
1971 wird er bei seiner jetzigen Dienststelle, ei­
nem Nachschubdepot der Bundesluftwaffe, als Material- 
kontrollmeister eingesetzt. Nachdem ihm zuvor Ver­
gütung nach VergGr. VII BAT gezahlt worden war, be-
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zieht der Kläger seit dem 15* Oktober 1977 aufgrund 
der tariflichen Bestimmungen über den Bewährungsauf- 
stieg Vergütung nach VergGr. VI b BAT. Seit 1965 ge­
hört er dem Bezirkspersonalrat an. Infolge seiner 
damit verbundenen Beanspruchung ist er zu 55 v.H. von 
der Arbeitsleistung freigestellt.

Die Beschäftigungsdienststelle des Klägers iden­
tifiziert sämtliche Ersatzteile für alle Luft- und Land 
fahrzeuge, Geräte und sonstige Ausrüstungen der Bun­
desluftwaffe für den Abschnitt Nord, wobei 250.000 Ar­
tikel erfaßt werden. Dem Kläger obliegt die Identifi­
zierung und Kontrolle aller eingehenden Materialien, Er 
Satzteile und sonstigen Artikel zum Zwecke der ordnungs 
gemäßen Vereinnahmung. Er kontrolliert die Vollständig­
keit der Lieferungen sowie die Vollzähligkeit und den 
Zustand des Materials. Er überwacht die Lagerzeitbe­
fristung, die Durchführung der Alterskontrolle der Ma­
terialien sowie die vorgeschriebenen "Lebenslaufakten". 
Die Versorgungsartikel überprüft er bezüglich einge­
tretener Formänderungen. Weiter bearbeitet der Kläger 
die Neuerstellung aller Lieferpapiere für den Fall un­
einheitlicher Lieferungen oder im Falle verschiedener 
Leitwegkodes sowie bei Falschlieferungen. Er erteilt 
Aufträge für die Erstellung von Identitätsanhängern.
Er erstellt, berichtigt oder füllt die Materialbegleit­
papiere nach durchgeführter Materialverarbeitung neu 
aus. Er erteilt Zwischenlageraufträge und Arbeitsauf­
träge für Konservierung und Verpackung. Die zu überprü­
fenden Eingänge kommen je zu einem Drittel

a) von der Industrie und anderen Natopart- 
nern,

b) als Rücklauf von der Truppe und
c) als instandsetzungswürdiges Material.

Bei den Eingängen aus der Industrie und von anderen Na- 
topartnern treten bei der Überprüfung kaum Schwierig-
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keiten auf. Bei den Rückläufen von der Truppe 
und dem instandsetzungswürdigen Material be­
steht nach Darstellung der Beschäftigungsdienst­
stelle des Klägers bei etwa 500 Eingängen in 
rund 200 Fällen keine Übereinstimmung zwischen 
den am Gerät vermerkten Kennmerkmalen und den 
Angaben auf den Belegen bzw. Materialanhän­
gern.

Mit Schreiben vom 13* November 1973 hat 
der Kläger schriftlich seine Höhergruppierung 
nach VergGr. VI b BAT und mit Schreiben vom 1. 
April 1976 seine Höhergruppierung in die VergGr.
V c BAT ab 1. Dezember 1975 geltend gemacht. Bei­
de Anträge des Klägers wurden abschlägig be- 
schieden.

Mit der Klage hat der Kläger die Feststel­
lung der Verpflichtung der Beklagten begehrt, an 
ihn ab 1. Mai 1973 Vergütung nach VergGr. VI b 
BAT und ab 1. Dezember 1975 nach VergGr. V c BAT 
zu zahlen und die nachzuzahlenden Differenzbe­
träge mit 4 v.H. zu verzinsen. Er hat vorgetragen, 
seine Tätigkeit erfordere gründliche und vielsei­
tige Fachkenntnisse, was die Beklagte auch zu­
nächst nicht in Abrede gestellt habe. Über derar­
tige Fachkenntnisse verfüge er aufgrund seiner 
Ausbildung, seines Berufsweges und seiner lang­
jährigen unveränderten Tätigkeit bei der Beklag­
ten. Dabei müsse auch sein umfangreiches Erfah­
rungswissen berücksichtigt werden. Er müsse Fach­
kenntnisse über Metalle, Kunststoffe und Holz ein- 
setzen, aber auch umfangreiche Kenntnisse von 
Dienstvorschriften und über die Versorgungswege.
Er müsse im einzelnen über den Verwendungszweck 
und den Zustand von 250.000 Versorgungsartikeln 
Bescheid wissen. Weiter erfordere seine Tätigkeit
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auch überwiegend die Erbringung selbständiger Leistun­
gen. Das gelte insbesondere in den Aussonderungsfäl­
len. Abgesehen von der Erfüllung der tariflichen Tä­
tigkeit smerkmale sei die Klage auch deswegen begrün­
det, weil seine Stelle im behördlichen Stellenplan 
als eine solche der VergGr. VI b BAT ausgewiesen und 
ihm ein Dienstposten dieser Vergütungsgruppe über­
tragen worden sei. Der von der Beklagten zum Vergleich 
herangezogene Angestellte L habe andere Aufga­
ben. Demgemäß hat der Kläger beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflich­
tet ist, an den Kläger ab 1. Mai 1973 Ver­
gütung nach VergGr. VI b BAT und ab 1. De­
zember 1975 nach VergGr. V c BAT zu zah­
len und die nachzuzahlenden Differenzbeträ­
ge mit 4 v.H. zu verzinsen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und er­
widert , entgegen ihrer ursprünglichen Annahme und ihrem 
entsprechenden früheren Prozeßvorbringen benötige der 
Kläger für seine Tätigkeit keine gründlichen und viel­
seitigen Fachkenntnisse im tariflichen Sinne. Selbstän­
dige Leistungen habe er nicht einmal bei einem Viertel 
seiner Arbeitszeit ausmachenden Aufgaben zu erbringen. 
Qualitätsprüfungen machten allenfalls 10 v.H. seiner 
Gesamtarbeitszeit aus. Die Richtigkeit ihrer Rechtsauf­
fassung ergebe sich aus der Überprüfung der Tätigkeit 
des Angestellten L , der über eine Berufsausbil­
dung verfüge, die der des Klägers entspreche, und die­
selben Aufgaben wie der Kläger erledige. Zwar würden 
einige Materialkontrollmeister nach VergGr. VI b BAT 
vergütet. Dabei handele es sich jedoch um übertarifli­
che Vergütungen. Aus dem Stellen- und Organisationsplan 
könne der Kläger keine Rechte herleiten.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klagebegehren er­
kannt und den Streitwert auf 6.192,—  DM festgesetzt.
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In der Berufungsinstanz hat der Kläger klageerwei­
ternd die Feststellung der Verpflichtung der Be­
klagten begehrt,

an ihn ab 1. Dezember 1978 Vergütung 
nach VergGr. V b BAT zu zahlen und die 
entsprechenden Differenzbeträge eben­
falls mit 4 v.H. zu verzinsen.

Das Landesarbeitsgericht hat unter teilweiser Ab­
änderung des arbeitsgerichtlichen Urteils die Ver­
pflichtung der Beklagten aufrechterhalten, an den 
Kläger ab 1. Mai 1973 Vergütung nach VergGr. VI b 
BAT nebst 4 v.H. Zinsen seit dem 23* Dezember 1975 
zu zahlen. Im übrigen hat es die Klage abgewiesen 
und die Revision zugelassen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte, soweit 
sie in der Berufungsinstanz unterlegen ist, ihren 
Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger, der seinen 
Anspruch auf Vergütung nach VergGr. VI b BAT auf den 
Zeitraum bis 14. Oktober 1977 und die Zinsforderung 
auf die Zeit ab 23* Dezember 1975 beschränkt hat, 
beantragt Zurückweisung der Revision. Er hat An­
schlußrevision eingelegt und verfolgt damit sein 
Klagebegehren insoweit weiter, als er in der Beru­
fungsinstanz unterlegen ist. Die Beklagte beantragt 
Zurückweisung der Anschlußrevision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Mit 
revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Begrün­
dung hat das Landesarbeitsgericht erkannt, daß dem 
Kläger ab 1. Mai 1973 ein Anspruch auf Vergütung 
nach VergGr. VI b BAT nebst 4 v.H. Prozeßzinsen seit 
dem 23* Dezember 1975 als dem Tage der Klagezustel-
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lung zusteht. Hingegen ist die vom Kläger eingelegte 
Anschlußrevision teilweise begründet. Sie führt inso­
weit zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur 
Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht, 
als dieses den weiteren Antrag des Klägers, an ihn 
ab 1. Dezember 1975 Vergütung nach VergGr. V c BAT 
nebst 4 v.H. Zinsen seit dem 23* Dezember 1975 zu zah­
len, abgewiesen hat. Unbegründet ist die Anschlußre­
vision jedoch insoweit, als der Kläger damit auch noch 
die weitere Feststellung der Verpflichtung der Be­
klagten begehrt, an ihn ab 1. Dezember 1978 Vergütung 
nach VergGr. V b BAT zu zahlen und die rückständigen 
Differenzbeträge entsprechend zu verzinsen.

Wie die Parteien in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat klargestellt haben, besteht beidersei­
tige Tarifbindung im Sinne des § 3 Abs. 1 TVG. Demge­
mäß galt zwischen den Parteien im Anspruchszeitraum bis 
31. Dezember 1974- der BAT nebst seiner Vergütungsord­
nung in der nachwirkend weitergeltenden Fassung vom 31- 
Dezember 1969. Deswegen hatte das Landesarbeitsgericht 
zunächst darüber zu entscheiden, ob beim Kläger im Sin­
ne der Rechtsprechung des Senats zu den §§ 22, 23 BAT 
a.F. eine einheitlich zu bewertende Gesamttätigkeit an­
zunehmen oder dessen überwiegend auszuübende Tätigkeit 
bzw. für sich allein jeweils nicht überwiegende Teiltä­
tigkeiten zu beurteilen waren (vgl. BAG 34, 158, 163 = 
AP Nr. 36 zu §§ 22, 23 BAT 1975» mit weiteren Nachwei­
sen). Im Rahmen seines insoweit bestehenden Beurteilungs­
spielraumes hat das Landesarbeitsgerieht unter Ausschei­
dung seiner Aufgaben im Bereiche der Eingänge von der 
Industrie und den anderen Natopartnern (vgl. im Tatbe­
stand Buchst, a) die Aufgaben des Klägers in den Be­
reichen des Rücklaufes von der Truppe und des instand­
setzungswürdigen Materials (das. Buchst, b - c) als 
überwiegend auszuübende Tätigkeit des Klägers anhand der 
tariflichen Tätigkeitsmerkmale bewertet, die zusammen-
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genommen rund zwei Drittel der Gesamtarbeitszeit 
des Klägers ausmachen. Dabei bestehen auch keine 
rechtlichen Bedenken dagegen, die Aufgabenkomplexe 
in den Bereichen des Rücklaufes von der Truppe 
und des instandsetzungswürdigen Materials zusammen­
zufassen und einheitlich rechtlich zu bewerten (vgl. 
das Urteil des Senats vom 20. Oktober 1971 - 4 AZR 
10/71 -,AP Nr. 47 zu §§ 22, 23 BAT, mit weiteren 
Nachweisen). Diese Ausführungen des Landesarbeits- 
gerichts sind frei von Verstößen gegen die Denkge­
setze und allgemeine Erfahrungssätze. Dabei werden 
auch keine wesentlichen Umstände außer Betracht ge­
lassen. Eine weitergehende revisionsgerichtliche 
Überprüfung ist insoweit nicht möglich.

Die demgegenüber erhobenen Einwendungen der Re­
vision greifen nicht durch. Zwar weist die Revision 
zutreffend darauf hin, daß das Landesarbeitsgericht 
bei der vorliegenden Fallgestaltung im Rahmen sei­
nes Beurteilungsspielraumes auch eine einheitlich 
zu bewertende Gesamttätigkeit hätte annehmen können 
und daß dafür eine Reihe tatsächlicher Umstände spre­
chen könnten. Die Revision übersieht jedoch, daß 
kein entsprechender juristischer Zwang besteht. Viel­
mehr reicht der entsprechende tatrichterliche Be­
urteilungsspielraum so weit, daß auch in Fällen wie 
dem vorliegenden die Tatsachengerichte darüber ent­
scheiden können, ob sie eine einheitlich zu bewer­
tende Gesamttätigkeit annehmen oder die überwiegend 
auszuübende Tätigkeit des Angestellten bewerten (vgl. 
das Urteil des Senats vom 6. Juni 1973 - 4 AZR 387/72 -, 
AP Nr. 70 zu §§ 22, 23 BAT, mit weiteren Nachweisen). 
Weiter lag es entgegen der Annahme der Revision im Be­
urteilungsspielraum des Landesarbeitsgerichts, die Auf­
gaben des Klägers im Bereiche der Rückläufe aus der 
Industrie und den anderen Natopartnern mit der Begrün­
dung auszuklammern, daß dafür geringere Fachkenntnisse
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"benötigt würden.

Obwohl der Kläger verwaltungsintern als "Material- 
kontrollmeister" bezeichnet wird, hat das Landesar­
beitsgericht zutreffend für die Beurteilung seiner Tä­
tigkeit nicht die tariflichen Tätigkeitsmerkmale für 
Meister, sondern diejenigen für den allgemeinen Ver­
waltungsdienst der jeweils ersten Fallgruppen der Ver­
gütungsordnung herangezogen, wobei es sich in Überein­
stimmung mit den Parteien und dem Arbeitsgericht befand. 
Zwar gab es schon in der vor dem 1. Dezember *1975 gel­
tenden Fassung der Vergütungsordnung, die insoweit heran­
zuziehen ist, innerhalb der VergGr. VI b BAT in den Fall­
gruppen 26 und 27 Merkmale für "Handwerksmeister" und 
"Industriemeister". Beide kommen jedoch für den Kläger 
nicht in Betracht. "Handwerksmeister" im tariflichen 
Sinne müssen nämlich die Meisterprüfung in einem Hand­
werk abgelegt haben und zudem handwerklich tätig sein 
(vgl. das Urteil des Senats vom 10. Juni 1981 - 4- AZR 
1164/78 -, AP Nr. 46 zu §§ 22, 23 BAT 1975, mit weiteren 
Nachweisen), während "Industriemeister" aus einem in­
dustriellen Ausbildungsberuf hervorgegangene Fachar­
beiter sind, die vor einer Industrie- und Handelskam­
mer die Industriemeisterprüfung bestanden haben (vgl. 
Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, BAT, VergO BL Anm.
131 II sowie Däubler-Gmelin, Vergütungsordnung des BAT, 
VergGr. V c Rz 142 S. 280, auch das Urteil des Senats 
vom 24. Juli 1968 - 4 AZR 430/67 AP Nr. 21 zu §§ 22,
23 BAT). Weiter enthält die Vergütungsordnung in der 
Fallgruppe 29 der VergGr. VI b BAT noch spezielle Merk­
male für "Maschinenmeister", womit Angestellte gemeint 
sind, denen die Wartung von Maschinen und Maschinenan­
lagen obliegt (vgl. auch hierzu das Urteil des Senats 
vom 10. Juni 1981 - 4 AZR 1164/78 -, AP Nr. 46 zu §§ 22, 
23 BAT 1975)* Alle diese Sondermerkmale können für den 
Kläger nicht herangezogen werden, da es bei ihm jeweils 
an den subjektiven Prüfungsvoraussetzungen fehlt und er
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auch keine entsprechende Tätigkeit ausübt. Daneben 
gibt es noch die sogenannten "allgemeinen Meister" 
(VergGr. VI b BAT Pallgruppe 28). Damit sind Mei­
ster gemeint, die keine Meisterprüfung abgelegt ha­
ben, denen jedoch von ihrem Verwaltungs- oder Be­
triebsleiter aufgrund ihrer besonderen Punktionen, 
insbesondere Kontroll- und Aufsichtsfunktionen, in­
nerbetrieblich die Stellung eines auch als "Funk­
tionsmeister" bezeichneten Meisters übertragen wor­
den ist (vgl. Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, aaO, 
Anm. 131 III, und Däubler-Gmelin wie zuvor). Aber 
auch hiermit vergleichbare Tätigkeiten führt der 
Kläger nicht aus. Allein daraus, daß man für seine 
Tätigkeit die Bezeichnung "Materialkontrollmeister" 
gewählt hat, können keine gegenteiligen Rechtsfol­
gen gezogen werden, da sich die tarifliche Mindest­
vergütung der Angestellten des öffentlichen Dienstes 
nicht nach ihrer Berufsbezeichnung, sondern nur nach 
ihrer auszuübenden Tätigkeit richtet (§ 22 BAT n.F.) 
und Berufsbezeichnungen häufig nichts über die Tä­
tigkeit selbst aussagen, wie etwa das Beispiel eines 
"Musikmeisters" zeigt (vgl. das Urteil des Senats vom 
9. September 1981 - 4 AZR 59/79 AP Nr. 48 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975).

Im Gegensatz zu handwerklichen Aufgaben und sol­
chen sonstiger Meister liegt der Schwerpunkt der Tä­
tigkeit des Klägers in der zutreffenden Identifizie­
rung einer großen Zahl von Ersatzteilen und der ent­
sprechenden Kontrolle von Materialien, Ersatzteilen 
und Geräten. Dabei hat er auf Formänderungen, Palsch­
lieferungen und den Inhalt der Identitätsanhänger zu 
achten und Zwischenlager- und bestimmte Arbeitsauf­
träge zu erteilen. Diese spezielle Aufgabenstellung 
erfordert zwar auch in den handwerklichen Bereich ge­
hörige Kenntnisse und Erfahrungen. Geprägt wird die 
Tätigkeit des Klägers jedoch von ihrem überprüfenden, 
kontrollierenden Charakter, wofür auch die große Zahl
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von Vorschriften spricht, die der Kläger kennen und 
berücksichtigen muß. Damit rechtfertigt sich - ähn­
lich wie bei den Güteprüfern der Verteidigungsver­
waltung obwohl es sich dabei weder um herkömm­
liche noch um eigentliche Verwaltungsaufgaben han­
delt, die Heranziehung der allgemeinen Tätigkeits­
merkmale für den Verwaltungsdienst für die Tätigkeit 
des Klägers im Sinne der entsprechenden Ausführungen 
des Landesarbeitsgerichts (vgl. die Urteile des Se­
nats vom 3. Juni 1981 - 4 AZR 1118/78 -, AP Nr. 45 
zu §§ 22, 23 BAT 1975 und 28. Mai 1980 - 4 AZR 
461/78 -, AP Nr. 33 zu §§ 22, 23 BAT 1975)- Diese 
Ausführungen des Landesarbeitsgerichts entsprechen 
zugleich der ständigen Rechtsprechung des Senats, wo­
nach die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für den Ver­
waltungsdienst nach dem Willen der Tarifvertragspar­
teien eine Auffangfunktion haben und daher auch für 
solche Aufgaben herangezogen werden können, die nicht 
zu den eigentlichen behördlichen bzw. Verwaltungsauf­
gaben im engeren Sinne zählen (vgl. die Urteile des 
Senats vom 31. März 1982 - 4 AZR 1099/79 - und 28. 
Oktober 1981 - 4 AZR 244/79 beide zur Veröffent­
lichung vorgesehen, mit weiteren Nachweisen).

Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht auch die 
tariflichen Tätigkeitsmerkmale für technische Angestell­
te nicht herangezogen. Technische Angestellte im Sin­
ne der Vergütungsordnung zum BAT sind nämlich nur sol­
che Angestellte, deren Tätigkeit eine technische Aus­
bildung bzw. technische Fachkenntnisse fordert und nach 
Art, Zweckbestimmung und behördlicher Übung technischen 
Charakter hat (vgl. das Urteil des Senats vom 3* Juni 
1981 - 4 AZR 1118/78 -, AP Nr. 45 zu §§ 22, 23 BAT 1975). 
Zwar hat die Tätigkeit des Klägers auch technische Be­
züge, so daß der Kläger in gewissen Grenzen technische 
Grundkenntnisse benötigt. Gleichwohl bedarf es zur Aus­
übung seiner Tätigkeit weder einer technischen Ausbil-
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dung noch technischer Fachkenntnisse im tariflichen 
Sinne. Seine Tätigkeit hat auch nach Art und Zweck­
bestimmung keinen technischen Charakter, so wie 
auch seine Dienststelle, ein Luftwaffendepot, kei­
ne technische Dienststelle ist.

Nach VergGr. VI b BAT Fallgruppe 1 a.F. waren 
zu vergüten

Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, 
sonstigen Innendienst und im Außen­
dienst in Tätigkeiten, die gründliche 
und vielseitige Fachkenntnisse und in 
nicht unerheblichem Umfang selbstän­
dige Leistungen erfordern,

wozu die anschließende Protokollnotiz ergänzend be­
stimmte :

Der Umfang der selbständigen Leistun­
gen ist nicht mehr unerheblich, wenn 
er etwa ein Viertel der gesamten Tä­
tigkeit ausmacht.

Die "gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse" 
der VergGr. VI b BAT Fallgruppe 1 fordern gegen­
über den "gründlichen Fachkenntnissen" der VergGr.
VII BAT Fallgruppe 1 a.F. eine Erweiterung der Fach­
kenntnisse dem Umfange, d.h. der Quantität nach (vgl. 
das Urteil des Senats vom 25* November 1981 - 4 AZR 
305/79 AP Nr. 51 zu §§ 22, 25 BAT 1975, mit wei­
teren Nachweisen). Dabei sind dem Kläger sämtliche 
Fachkenntnisse, die er besitzen und amtenden muß, 
gutzubringen. Das gilt neben seinen Kenntnissen in 
den einschlägigen Erlassen und Verwaltungsvorschrif­
ten auch für seine handwerklichen, technischen und 
warenkundlichen Kenntnisse, auch für sein breites, 
durch lange Berufserfahrung gewachsenes Erfahrungs- 
wissen (vgl. das Urteil des Senats vom 31. Marz 1982 
- 4 AZR 1099/79 zur Veröffentlichung vorgesehen, 
mit weiteren Nachweisen).

-  13 JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 13 -

Das Landesarbeitsgericht geht vom zutreffenden 
Rechtsbegriff der "gründlichen und vielseitigen Fach­
kenntnisse1' aus, den es auch bei seinen subsumieren­
den Ausführungen beibehält. Demgegenüber erhebt auch 
die Revision keine Einwendungen. Das Landesarbeits­
gericht hält sich aber auch in tarifkonformer Weise 
an den von den Tarifvertragsparteien selbst definier­
ten Rechtsbegriff der selbständigen Leistungen. Sol­
che bejaht es mit Recht, soweit der Kläger z.B. bei 
eingelieferten Schalbrücken für Maschinenkanonen je 
nach dem Ausmaß der festgestellten Schäden darüber 
zu entscheiden hat, ob und in welcher Weise die Schä­
den behoben oder die Stücke ausgesondert werden, ob 
von ihm bei bestimmten Schäden an Rohren zur Steue­
rung von Flugzeugen aus Sicherheitsgründen die Ausson­
derung veranlaßt werden muß, soweit er im Gegensatz 
zur Meinung der zuständigen Fachleute der Truppe bei 
Auspuffkrümmern von Triebwerken nicht die Aussonde­
rung vornimmt, sondern die nochmalige Reparatur ver­
anlaßt oder in eigener Zuständigkeit für die Lagerung 
von Rotorblättern besondere Behälter zur Lagerung an­
fertigen läßt. Auch diese Ausführungen des Landesar­
beitsgerichts sind frei von Verstößen gegen die Denk­
gesetze und allgemeine Erfahrungssätze. Auch insoweit 
sind nicht berücksichtigte Tatumstände nicht zu erken­
nen.

Da das Landesarbeitsgericht in revisionsrechtlich 
nicht zu beanstandender Weise die Aufgaben des Klä­
gers in den Bereichen des Rücklaufs von der Truppe und 
des instandsetzungswürdigen Materials (Tatbestand Buch­
staben b und c) zusammengenommen als überwiegend aus­
zuübende Tätigkeit im Sinne der §§ 22, 23 BAT a.F. bewer­
tet hat, reichte es aus, wenn innerhalb diesei’ Aufga­
ben des Klägers 25 v.H. selbständige Leistungen zu er­
bringen waren (vgl. die Urteile des Senats vom 20.
Februar 1963 - 4 AZR 13/62 -, AP Nr. 97 zu § 3 TOA,
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25- Oktober 1966 - 4 AZR 84/65 AP Nr. 7 zu §§ 22,
23 BAT und 10. März 1971 - 4 AZR 190/70 AP Nr. 40 
zu §§ 22, 23 BAT). Wenn insoweit also das Landesar­
beit sgericht auf insgesamt 2/5 = 40 v.H. selbständi­
ger Leistungen kommt, so ist das tariflich geforder­
te Ausmaß selbständiger Leistungen jedenfalls er­
füllt.

Auch die hierzu erhobenen Einwendungen der Re­
vision sind nicht begründet. Die Revision verkennt 
bereits, daß nach dem bis zum 31« Dezember 1974 gel­
tenden alten Tarifrecht ein Anteil von 25 v.H. selb­
ständiger Leistungen innerhalb der überwiegend auszu­
übenden Tätigkeit des Klägers ausreichend ist. Darauf, 
wie die entsprechende Rechtslage bei Annahme einer 
einheitlich zu bewertenden Gesamttätigkeit wäre, 
kommt es entgegen der Meinung der Revision nicht an. 
Aber selbst wenn das Landesarbeitsgericht im Rahmen 
seines Beurteilungsspielraumes beim Kläger eine sol­
che angenommen hätte, wäre das tariflich geforder­
te Ausmaß selbständiger Leistungen vorliegend gege­
ben. Hat nämlich der Kläger nach den PestStellungen 
des Landesarbeitsgerichts innerhalb der von ihm über­
prüften Aufgabengebiete, die zusammengenommen seine 
überwiegend auszuübende Tätigkeit ausmachen, 40 v.H. 
selbständige Leistungen zu erbringen, so entspricht 
dem, bezogen auf seine Gesamttätigkeit, rechnerisch 
ein Anteil von 26,66 v.H., womit wiederum die tarif­
lichen Erfordernisse erfüllt würden. Insoweit hat 
entgegen der Meinung der Revision das ab 1. Januar 
1975 geltende neue Recht außer Betracht zu bleiben. 
Entgegen den weiteren Ausführungen der Revision gibt 
§ 286 ZPO dem Landesarbeitsgericht das Recht, selb­
ständige Leistungen auch abweichend von der Meinung 
des zugezogenen Sachverständigen anzunehmen, zumal 
die Rechtsanwendung nicht Sache der Sachverständigen, 
sondern der Gerichte ist (vgl. das Urteil des Senats
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vom 19- Mai 1982 - 4 AZR 762/79 -, zur Veröffentli­
chung in der Fachpresse vorgesehen, mit weiteren 
Nachweisen).

Fehl gehen auch die Hinweise der Revision auf 
die Berechnungsweise des Landesarbeitsgerichts. In 
Übereinstimmung mit dem Sachverständigen geht das 
Landesarbeitsgericht davon aus, daß der Kläger als 
freigestelltes Personalratsmitglied 15 Artikel je 
Arbeitstag bearbeitet. Damit entfallen auf die vom 
Landesarbeitsgericht überprüfte überwiegend auszuüben­
de Tätigkeit des Klägers pro Arbeitstag 10 Artikel. 
Hiervon erfordern nach den Feststellungen des Lan­
desarbeitsgerichts 40 v.H. selbständige Leistungen. 
Demgemäß geht das Landesarbeitsgericht hiervon in 
konsequenter Weise bei 4 Artikeln für jeden Arbeits­
tag aus. In diesem Zusammenhang iveist die Revision 
zwar zutreffend darauf hin, daß es nicht auf die Zahl 
der jeweils vom Kläger bearbeiteten Artikel bzw. Fäl­
le ankommt, sondern auf den jeweiligen Zeitaufwand. 
Insoweit hält sich das Landesarbeitsgericht jedoch an 
die Ausführungen des Sachverständigen, deren Richtig­
keit auch die Revision nicht anzweifelt. Außerdem ist 
nach der Lebenserfahrung anzunehmen, daß die vom Lan­
desarbeitsgericht berücksichtigten "Problemfälle" mehr 
Zeit in Anspruch nehmen als andere. Ebenfalls weist 
die Revision richtig darauf hin, daß die Tätigkeit 
des Klägers nicht ohne weiteres, wie es das Landesar­
beitsgericht getan hat, mit der eines Steuerprüfers 
verglichen werden kann. Aber auch diese Rüge der Re­
vision greift nicht durch. Mit der vergleichsweisen 
Heranziehung der Tätigkeit eines Steuerprüfers hat 
das Landesarbeitsgericht nämlich nur klarstellen wol­
len, daß die Erbringung selbständiger Leistungen im 
tariflichen Sinne nicht davon abhängt, ob der Kläger 
bei seinen Prüfungen im Einzelfalle zu Beanstandungen 
kommt oder nicht. Diese Folgerung des Landesarbeits-
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gerichts ist sachlich zutreffend und tarifgerecht.

Da dem Kläger für den Anspruchszeitraum his 31. 
Dezember 1974- Vergütung nach VergGr. VI b BAT zusteht, 
behält er sie für die Folgezeit aufgrund der Überlei­
tungsvorschriften in § 6 des 37* Tarifvertrages zur 
Änderung und Ergänzung des BAT vom 17- März 1975 
und für die Zeit ab 1. Dezember 1975 nach § 4- Abs.
1 des Tarifvertrages zur Änderung und Ergänzung der 
Anlage 1a zum BAT über die Änderung der Fallgruppen 
1 vom 24. Juni 1975»

Den weiteren Anspruch des Klägers auf Fest­
stellung der Verpflichtung der Beklagten, an ihn 
ab 1. Dezember 1975 Vergütung nach VergGr. V c BAT 
zu zahlen, hat das Landesarbeitsgericht mit der Be­
gründung abgewiesen, der Kläger erfülle \veder die 
Merkmale der Fallgruppe 1a noch diejenigen der Fall­
gruppe 1b dieser Vergütungsgruppe. Wie der Kläger 
in seiner Anschlußrevision zutreffend annimmt, kann 
dieser Rechtsauffassung des Landesarbeitsgerichts 
nicht gefolgt werden.

Insoweit ist die Klage bereits begründet, wenn 
der Kläger, worauf er sich in der mündlichen Ver­
handlung vor dem Senat gestützt hat, die Merkma­
le der VergGr. V c BAT Fallgruppe 1b erfüllen wür­
de, wonach zu vergüten sind

Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, 
sonstigen Innendienst und im Außen­
dienst , deren Tätigkeit gründliche 
und vielseitige Fachkenntnisse und 
mindestens zu einem Drittel selbstän­
dige Leistungen fordert.

Aus dem angefochtenen Urteil ist nicht sicher er­
kennbar, auf welcher Rechtsgrundlage das Landes­
arbeitsgericht diese Merkmale beurteilt. Zwar spricht 
es davon, die Festlegung der jeweils zutreffenden
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Zustandskodes durch den Kläger sei ein Arbeitsvorgang 
und das Nachschlagen in fachbezogenen Handbüchern stelle 
sich rechtlich als Zusammenhangstätigkeit dar. Damit 
wird jedoch nur ein Teil der Aufgaben des Klägers an­
gesprochen. Entscheidend ist, daß die Merkmale der 
VergGr. V c BAT Fallgruppe 1b erst durch den Tarifver­
trag zur Änderung und Ergänzung der Anlage 1a zum BAT 
über die Änderung der Fallgruppen 1 vom 24. Juni 1975 
eingeführt worden sind, der am 1. Dezember 1975 in 
Kraft getreten ist. Hieraus folgt, daß sich insoweit 
die tarifliche MindestVergütung des Klägers nach § 22 
BAT n.F. bestimmt. Demgemäß kommt es darauf an, ob 
die Hälfte der Arbeitszeit des Klägers ausfüllende Ar­
beitsvorgänge den Merkmalen der von ihm ab 1. Dezem­
ber 1975 für sich beanspruchten VergGr. V c BAT ent­
sprechen (§22 Abs. 1 und Abs. 2 Unterabs. 1 und Unter- 
abs. 2 Satz 1 BAT n.F.). Dabei ist von dem von der 
Rechtsprechung des Senats entwickelten Begriff des Ar­
beitsvorganges auszugehen, worunter eine unter Hinzu­
rechnung der Zusammenhangstätigkeiten und bei Berück­
sichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungs­
übung nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare 
und rechtlich selbständig zu bewertende Arbeitseinheit 
der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tä­
tigkeit eines Angestellten zu verstehen ist (vgl. das 
Urteil des Senats vom 28. April 1982 - 4 AZR 707/79 -, 
zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, mit 
weiteren Nachweisen). Da es sich hierbei um einen fest­
stehenden, abstrakten und von den Tarifvertragsparteien 
vorgegebenen Rechtsbegriff handelt, kann dessen Anwen­
dung durch die Tatsachengerichte in vollem Umfang durch 
das Revisionsgericht überprüft werden. Zugleich folgt 
daraus die weitere Befugnis des Revisionsgerichts, die 
Arbeitsvorgänge eines Angestellten selbst und abwei­
chend von den Tatsachengerichten zu bestimmen (vgl. 
auch dazu das Urteil des Senats vom 28. April 1982
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- 4 ÄZR 707/79 -, zur Veröffentlichung in der Fach­
presse vorgesehen, mit weiteren Nachweisen).

Vorliegend kann das Revisionsgericht von die­
ser Möglichkeit, da es an den erforderlichen Tatsa­
chenfeststellungen durch die Vorinstanzen fehlt, 
keinen Gebrauch machen. Es vermag auch nicht zu be­
urteilen, ob es zutreffend ist, wenn das Landesar­
beitsgericht annimmt, die Bestimmung der Zustands­
kodes durch den Kläger stelle jeweils einen Arbeits­
vorgang im Sinne des § 22 BAT n.F. dar, da dafür 
keine Begründung gegeben wird. Daher wird das Lan­
desarbeitsgericht zunächst das Arbeitsergebnis bzw. 
die Arbeitsergebnisse der Tätigkeit des Klägers 
festzustellen und weitere Feststellungen über die 
Verwaltungsübung, d.h. das Zusammenwirken des Klä­
gers mit sonstigen Bediensteten, sowie etwaige Zu­
sammenhangstätigkeiten zu treffen haben. Dabei spricht 
viel für die vom Landesarbeitsgericht vertretene Auf­
fassung, daß sich das Nachschlagen in Handbüchern zu 
Kontrollzwecken nur als eine den betreffenden Ar­
beitsvorgängen jeweils zuzurechnende Zusammenhangs­
tätigkeit darstellt, die keinen rechtlichen Eigen­
wert hat (vgl. auch dazu das Urteil des Senats vom 
28. April 1982 - 4 AZR 707/79 -, zur Veröffentli­
chung in der Fachpresse vorgesehen, mit weiteren 
Nachweisen). Auch wird vom Landesarbeitsgericht fest­
zustellen sein, inwieweit die einzelnen Aufgaben des 
Klägers tatsächlich voneinander abgrenzbar und je­
weils tarifrechtlich selbständig bewertbar sind.

Dabei wird das Landesarbeitsgericht weiterhin 
zu beachten haben, daß es - entgegen seinen Andeu­
tungen - nicht ausreicht, wenn ein Drittel der gesam­
ten Tätigkeit des Klägers selbständige Leistungen for­
dert. Dabei übersieht das Landesarbeitsgericht, daß 
§ 22 Abs. 2 Unterabs. 3 BAT n.F. die einzelnen tarif­
lichen Anforderungen jeweils auf den einzelnen Ar-
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beitsvorgang bezieht, so daß die tariflichen Erforder­
nisse der VergGr. V c BAT Fallgruppe 1b erst erfüllt 
werden, wenn die Hälfte der Arbeitszeit des Klägers 
ausmachende Arbeitsvorgänge ihrerseits jeweils zu einem 
Drittel selbständige Leistungen fordern (vgl. das Ur­
teil des Senats vom 1. September 1982 - 4 AZR 1134-/79 
zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen, mit 
weiteren Nachweisen). Anhand dieser Grundsätze wird 
das Landesarbeitsgericht die Arbeitsvorgänge des Klä­
gers zu bestimmen und darüber zu entscheiden haben., 
ob sie in dem tariflich geforderten Ausmaß den Merkma­
len der YergGr. V c BAT entsprechen. Rechtlich möglich 
ist das sowohl nach dem bisherigen Vortrag des Klägers 
gegenüber den Instanzgerichten als auch nach dem Inhalt 
der Anschlußrevision und den dazu in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Senat gegebenen ergänzenden Erläute­
rungen.

Soweit der Kläger mit seiner Anschlußrevision auch 
noch die Feststellung der Verpflichtung der Beklagten 
begehrt, an ihn ab 1. Dezember 1978 Vergütung nach 
VergGr. V b BAT zu zahlen, ist sie unbegründet. Für die 
Erfüllung der für ihn insoweit in Betracht kommenden 
Fallgruppen 1a und 1b dieser VergGr. hat der Kläger we­
der gegenüber dem Landesarbeitsgericht noch gegenüber 
dem Senat in der Anschlußrevision etwas vorgetragen. 
Nachdem der Kläger selbst klargestellt hat, daß für ihn 
schon innerhalb der VergGr. V c BAT nur die Fallgruppe 
1b in Betracht komme, die zur Hälfte seinerGesamtar­
beitszeit Arbeitsvorgänge mit jeweils einem Drittel 
selbständiger Leistungen fordert, scheidet bei ihm ein 
Aufstieg in die VergGr. V b BAT schon deswegen aus, weil 
es einen Bewährungsaufstieg in die VergGr. V b BAT nur 
aus der ein noch höheres Maß selbständiger Leistungen 
fordernden Fallgruppe 1a der VergGr. V c BAT gibt (vgl. 
VergGr. V b BAT Fallgruppe 1c).

20 -
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Da es darauf nach den die tarifliche Mindestver- 
giitung der Angestellten des öffentlichen Dienstes 
regelnden Bestimmungen (§§ 22, 23 BAT) nicht an­
kommt, kann der Kläger keine Rechte daraus herleiten, 
v;ie im Stellenplan seine Stelle ausgewiesen ist (vgl. 
das Urteil des Senats vom 3'"! • März 1982 - 4 AZR 
1099/79 -, zur Veröffentlichung vorgesehen, mit wei­
teren Nachweisen). Aus den gleichen Gründen kann es 
nicht darauf ankommen, daß der Kläger in eine ent­
sprechende Stelle "eingewiesen" worden sei, womit er 
ohnehin in das Recht der Angestellten des öffent­
lichen Dienstes in unzulässiger Weise ein beamten­
rechtliches Kriterium einführt. Schließlich kann der 
Kläger auch keine Rechte daraus herleiten, wie ande­
re Angestellte mit vergleichbaren Aufgaben vergütet 
werden (vgl. das Urteil des Senats vom 28. April 
1982 - 4 AZR 728/79 -, zur Veröffentlichung in der 
Fachpresse bestimmt, mit weiteren Nachweisen). Ei­
nen Verstoß gegen den dem Arbeitsvertragsrecht ange­
hörenden Gleichbehandlungsgrundsatz behauptet er 
selbst nicht.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in 
der Revisionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentschei­
den haben.

Dr. Neumann Dr. Etzel Dr. Feiler

Trautmann Scheerer
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BUNDESARBEITSGERICHT
GESCHÄFTSSTELLE DES  SENATS

4 AZR 1172/79

Kassel, den 1 5 -  Februar 1983 
Rufnummer: (05 61) 306 - 1 
Durchwahl: 3 0 6 .2 5 4 -

Die Abschriften des Urteils vom 29* September 1982 
- 4 AZR 1172/79 - enthalten einen Schreibfehler. 
Auf Seite 9 Zeile 10 von unten muß es statt "24. 
Juli 1978" richtig "24. Juli 1968" heißen. Es wird 
gebeten, die Änderung selbst vorzunehmen.

Satzky
Amtsrat

Postanschrift: 3500 Kassel-Wilhelmshöhe Postfach 410 280 • Dienstgebäude: Kassel-Wilhelmshöhe Graf-Bernadotte-Platz
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